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Liebe Leserinnen und Leser,  

 

Syrien kommt nicht zur Ruhe. Außenmi nister Frank -Walter Ste inmeier hat , nach den 

menschenverachtenden Bombenangriffe n des Assad -Regimes auf zivile 

Krankenhäuser im Norden Syriens , an das Assad -Regime und die syrische 

Opposition appelliert, die 

Kampfhandlungen zurückzufahren.  

Trotz intensiver Bemühungen bleibt 

der Weg hi n zu einem Frieden in Syrien 

steinig. Ein wirklicher Durchbruch ist 

noch nicht erkennbar.  

 

Ich meine, d ie Gespr äche der 

inter nationalen Kontaktgruppe vor der 

Münchener Sicherheitskonferenz , die 

möglichst schnell eine  Waffenruhe 

bringen sollen, sind zumindest ein 

Hoffnungsschimmer. Jetzt kommt es darauf an, konkrete Schritte zur Umsetzung 

der Waffenruhe einzuleiten. Die internationalen Hilfen müssen jetzt endlich die 

notleidenden Menschen in Syrien erreichen. Die humanitäre Katastrophe in Syrien 

lässt sich nur mit einer politischen Lösung beenden.  

  

Gleichzeitig muss die internationale Gemeinschaft mehr dafür tun, dass  sich die 

Lage der Flüchtlinge in den Krisengebieten, in der Türkei, im Libanon und in 

Jordanien deutlich verbesser t . Für mich ist klar, dass die Flüchtlingsströme aus der 

Krisenregion nur dann aufhören werden. Die Syrienkonferenz in London war ein 

ermutig endes Signal. Deshalb unterstütze  ich Frank -Walter Steinmeier  in seinem 

unermüdlichen Einsatz, eine Fortsetzung der Friedensgespräche für Syrien zu 

erreichen.  

 

Der Zusammenhalt der Europäischen Union steht auf der Kippe  

 

Der Europäische Rat hat in dieser Woche getagt und deutlich gemacht, dass der 

Zusammenhalt und die Einh eit Europas auch in schwierigen  Zeiten erhalten  werden 

muss . Bun deskanzlerin Angela Merkel hat  am Mittwoch in ihrer Regierungserklärung 

die Erwartungen  an den Gipfel gedämpft.  
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EU-Parlame ntspräsident Martin Schulz  glaubte am Donnerstag noch an eine Chance, 

nationale  Grenzschließungen durch eine umfassende  Zusamm enarbeit mit der 

Türkei abzuwenden  zu können . Zum Ende der Woche sind die Erwartungen an den  

Gipfel aber eher noch weiter gesunken.  

 

So lange die Zahl der Flüchtlinge, die weiter 

täglich aus der  Türkei über die Ägäis die 

griechischen Inseln erreichen, nicht  wirklich 

gesenkt wird, droht das endgültige Scheitern 

eine r  gesamteuropäischen Lösung.  ĂDer Druck 

im Kessel steigtñ, sagte Martin Schulz. Dennoch 

sei er sicher , dass die EU letztlich doch zu einem 

umfassenden Kooperationsabkommen mit 

Ankara komme . Die EU steht inmitte n ihrer 

größten Bewährungsprobe. E in Scheitern wäre 

für alle in Europa fatal.  

 

 

Das Asylpaket II bringt mehr Ordnung und schnellere Verfahren  

 

In dieser Woche ist das Gesetz zur Einführung eines beschleunigter Asylverfahren 

im parlamentarischen Verfahren auf den Weg gebracht  worden . Eine Entscheidung 

wird es dazu erst in der kommen Woche geben. Das ist ein wicht iger Schritt zu mehr 

Ordnung be i der Aufnahme von Flüchtlingen , zu schnelleren Asylverfahren und zu 

einer rascheren Rückführung von Menschen, die kein Bleiberecht haben.  

 

In dieser Woche hat sich aber auch gezeigt, dass es weiterhin einen intensive n 

Beratun gsbedarf gibt.  Insbesondere zu den Härtefallregelungen und zu  der  Frage, 

wie das Asylpaket II mit den Menschenrechten vereinbar ist . Ich bin froh, dass 

haftähnliche Transitzonen, wie sie ursprünglich von der Union gefordert  worden 

sind , vom Tisch  sind : Asylsuchende mit geringen Chancen auf Anerkennung werden 

künftig in besonderen Aufnahme -Einrichtungen untergebracht  sein , in denen die 

Asylverfahren in rund drei Wochen abgeschlossen sein sollen.  

Zudem  konnten weitere Maßnahmen vereinbart werden, die nun ebenfalls zügig 

umgesetzt werden müssen. Dazu gehört u.a. ein sicheres Aufenthaltsrecht für die 

Dauer der Ausbildung und  eine Weiterbeschäftigung von zwei Jahren.  
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Der Familiennachzug für Flüchtlinge mit subsidiärem Schutzstatus wird für z wei 

Jahre ausgesetzt. Familienangehörige von subsidiär Geschützten sollen bei einer 

künftigen Aufnahme von syrischen Flüchtlingen im Rahmen von Kontingenten 

bevorzugt berücksichtigt wer den. Bei 

minderjährigen Flüchtlingen mit 

subsidiären Schutzstatus gibt es nun 

durch eine  Härtefallregelung  eine 

humanitäre Lösung .  

 

Die SPD hat dieser Regelung 

zugestimmt, weil ansonsten das 

gesamte Asylpaket in Frage gestanden 

hätte. Di e Menschen erwarte n aber 

von uns als Abgeordnete  in der 

jetzigen Situation zu Recht, dass wir handeln, auch wenn dies im Einzelfall das 

Eingehen von Kompromissen bedeutet.  

 

 

Integrationsplan für ein gutes Leben aller Menschen in Deutschland  

 

Mit dem Malu - Dreyer - Plan  hat die SPD 

hierzu vor ü ber zwei Monaten einen 

wegwei senden Vorschlag vorgelegt , um 

schnell die  notwendigen Voraussetzungen 

für eine gelungene Integration zu 

schaffen . Jetzt geht es darum, die 

konkrete Umsetzung eines Integrations -

pakets zu vereinb aren und die 

notwendigen Maßnah men finanziell in den 

Eckwerten des Bundeshaushalts 2016 zu 

verankern.  

Nach dem Prinzip ĂFºrdern und Fordernñ 

wollen wir d ie richtigen Anreize setzen, 

damit Integration gelingt. Meine Meinung 

ist: Wer nach drei Jahren Deutsch gelernt 

hat und eine Ausbildung macht oder Arbeit 

gefunden hat, der soll auch schneller ein 

dauerhaft es Bleiberecht bekommen.  

Damit aber ein solches ĂFºrdern und 

Fordernñ ¿berhaupt umgesetzt werden 

kann, muss der Bundes innenminister 

endlich dafür sorgen, dass ausreichend 

Sprach -  und Integrationskurse angeboten 

werden. Wenn wir für gute Bildung, gute 

Arbe it und bezahlbares Wohnen für alle 

sorgen, schaffen wir es, dass unser Land 

zusammenhält.  

 

Deshalb wäre es fa tal, Neuankommende 

gegen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer aus -zuspielen, die schon 

länger in unserem Land sind. Die 

Aussetzung des Mindestlohns f ür 

Flüchtlinge, also Lohndumping, wäre aber 

ein gefährlicher Keil, der unsere 

Gesellschaft spaltet.  

http://www.spdfraktion.de/themen/f%C3%BCr-ein-jahrzehnt-umfassender-gesellschaftspolitik
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Zukunftsfähigkeit sichern ï Die Chancen des digitalen Wandels nutzen   

 

Unsere Wirtschaftspolitik steht in 2016 vor allem im Zeichen von Inv estitionen und 

Digitalisierung. Ob bei der Elektromobilität, dem Breitbandausbau, der Vernetzung von 

Produktion und Maschinen oder der Digitalisier ung der Arbeit : in vielen Berei chen ist der 

Staat als Förderer wie auch als Regulier er gefrag t. D amit die Digi talisierung zur Chance für 

unsere Unternehmen und ihre Beschäftigten wird, sind enorme Investitionen in 

Infrastruktur und Forschung genauso wichtig wie einheitl iche und Standards und 

Regelwerke.  

 

Innovative Arbeitsforschung zur Humanisierung der Arbeitswelt  

 

Die Digitalisierung wird unsere Arbeitswelt nachhaltig ver ändern. Dieser  Prozess soll aktiv 

gestaltet werden, indem die Möglich keiten zur Humanisierung der Arbeitswelt durch die 

Digitalisierung genutzt werden , zugleich aber Risiken für alte Beschäfti gungsformen und die 

bewährte Form der Mitbe stimmung minimieren.  

 

Dafür wir d eine zeitgemäße 

Arbeitsforschung  gebraucht , die sich  

nicht allein auf technische As pekte 

beschränkt, sondern den Menschen in 

den Mittelpunkt rückt.  

In diesem Zu sammenhang begrüßt die 

SPD-Bundestagsfraktion im  Antrag  der Koalitionsfraktionen die Vorlage des Grünbuchs 

ĂArbeiten 4.0ñ und den damit begonnenen Dialogprozess.  

Ebenso bekräftigen  wir als sozialdemokratische Abgeordnete unsere Un terstützung für das 

vom BMBF angek¿ndigte Rahmenprogramm ĂInnovationen f¿r die Produktion, 

Dienstleistung und Arbeit von morge nñ mit einer finanziellen Grund ausstattung von rund 

einer Milliarde Euro bis 2020.  

 

Noch in dieser Legislaturperiode sollen weitere Förderschwer punkte im Rahmen des 

Gesamtprogramms um gesetzt werden , insbesondere zur beschäf tigungs -  und 

beteiligungsorientierten Gestaltung des digitalen Strukturwandels. Es soll gewährleistet 

sein, dass die Netzwerke, Plattformen und Initiativen von Bund und Ländern (z.B. Plattform 

Industrie 4.0 , Plattform D igitale Arbeitswelt) in die Pro jekte des Arbeitsforschungs -

programms eingebunden werden. Auch soll die Bundes regierung prüfen, in wie weit bei 

verschiedenen Forschungsprogrammen ein e en gere Einbeziehung der Sozialpartner 

sichergestellt werden kann. Im Rahmen der Projektförderung sollte zudem ein Schwerpunkt 

au f Fragen zur besseren Vereinbar keit von Familie und Beruf in einer modernen Arbeitswelt 

gelegt werden.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/073/1807363.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/073/1807363.pdf
http://www.spdfraktion.de/themen/koalition-will-industrie-40-gestalten
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Marktmanipulation auf Finanzmärkten bekämpfen  

 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung  soll verschiedene europäische Rechtsakte 

für mehr Transparenz und Anlegerschutz auf den Finanzmärkten in deutsches Recht 

umsetzen. Vorgesehen ist, Regelungen zur 

Bekämpfung von Marktmissbrauch auch auf solche 

Finanzinstrumente auszuweiten, die auf 

neuarti gen Handelsplattformen gehandelt werden.  

 

Der Gesetzentwurf sieht zudem  vor, die 

Überwachungs -  und Ein griffsbefugnisse der 

zuständigen Aufsichtsbehörden  zu erweitern, die 

Sanktionsmög lichkeiten bei Insiderhandel und 

Marktmanipulation  zu vereinheitlichen u nd zu ver schärfen. Künftig müssen alle 

Mitgliedstaaten zumindest für vorsätzliche und schwerwiegende Verstöße gegen das Verbot 

des I nsiderhandels und der Marktmani pulation strafrechtliche Sanktionen vorsehen. 

Aufgrund der neuen europäischen Marktmissbrauch sregeln sind in Deutschland 

insb esondere die Straf -  und Bußgeld vorschriften anzupassen.  

 

 

Europäisches System der Finanzaufsicht effizient weiterentwickeln  

 

In Folge der Finanzkrise wurden 2010 drei 

Europäische Aufsichtsbehörden für den 

Banken - , Versicherungs - , und Wert -

papiersektor geschaffen. In dem 

vorliegenden Antrag fordern die 

Fraktionen von SPD und CDU/CSU die 

Bundesregierung auf, sich dafür 

einzusetzen, dass die europäischen 

Aufsichtsbehörden nur innerhal b des ihnen 

durch den EU -Gesetzgebers eingeräumten 

Kompetenzrahmens tätig werden.  

 

Grundsätzlich sollten Handeln und 

Maßnahmen de r Aufsichtsbehörden dem 

europäi schen Prinzip der Subsidiarität 

folgen. So bedür fen global agierende 

systemrele vante Großbanken  einer 

starken Regulierung mit ho hen Standards. 

Kleinere, risiko ärmere Institute hingegen 

sollten von regulatorischen Prozessen 

nicht überfordert werden.  

 

 

 

 

Außerdem wird eine klare 

Aufgabentrennung zwischen der 

Europäischen Zentralbank ( EZB)  und der 

Bundesanstalt für Finanz -

dienstleistungsaufsicht  BaFin  bei der 

Aufsicht weniger bedeutender Institute  

gefordert .  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/074/1807482.pdf
http://www.bafin.de/DE/Startseite/startseite_node.html
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Zuständigkeiten Bund bei Wasser -  u. Schifffahrtsverwaltung anpassen  

 

Nach der Reform der Wasser -  und Schifffahrtsverwaltung (WSV) in der vergangenen 

Legislaturperiode will die Bundesregierung mit ih rem 

Gesetzentwurf die Zuständig keiten von 

Bundesbehörden an die neue Strukt ur der WSV 

anpassen.  

 

Bei der Re form wurden die bisherigen sieben W asser -  

und Schi fffahrtsdirektionen in einer Be hörde 

zusammengefasst. Der Gesetzesentwurf ze ichnet die 

organisatorischen Än derungen der Reform nach und 

ermächtigt das Verkeh rsministerium in allen 

betroffe nen Rechtsverordnungen die nötigen 

Bezeichnungs -  und Zuständigk eitsänderungen 

vorzunehmen.  

 

Der  Gesetzentwurf wurde in dieser Woche in erster Lesung  beraten . 

 

 

Wasserhaushaltsgesetz ändern  
 

Diese Woche wurde in 2./3. Lesung der  

Regierungsentwurf zur Änderung des 

Wasserhaushaltsgesetzes  (WHG) zur 

Einführung von Grundsätzen für die Kosten von 

Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen  

beraten .  

 

Die Begriffsdefinitionen der Europäischen 

Wasserrahmenrichtlinie  zu Wasserdi enst -

leistungen und Wassernutzun gen werden im Wortlaut 

in nationales Recht übernommen. D adurch wird eine 

Klar stellung im Wasserhaushaltsgesetz erreicht.  

 

Darüber hinaus müssen die gemäß der Industrieemissionsrichtlinie 2010/75/EU  

(IERL) von der Europäischen Kommission beschlossenen Schlussfolgerungen zu den besten 

verfügbaren Techniken in deu tsches Recht umgesetzt werden. Dies geschieht durch die 

Änderung der Abwasser verordnung.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/069/1806986.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/069/1806986.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Richtlinie_2000/60/EG_(Wasserrahmenrichtlinie)
https://de.wikipedia.org/wiki/Richtlinie_2000/60/EG_(Wasserrahmenrichtlinie)
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:334:0017:0119:de:PDF
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Berlinale  

 

Im Rahmen des Berlinale -Empfangs des Lüner Kinofestes in den Hackeschen Höfen waren 

in diesem Jahr wieder viele bekannte Gesichter aus Film und Fernsehen dabei. Auch sonst 

tummelten sich erheblich mehr Gäste 

im Kino in Berlin -Mitte.  

Im Kino wurde der Lüdia -Gewinner 

ĂHerbertñ gezeigt. Der Film von 

Thomas Stuber berührte einige 

Besucher zu Tränen.  

 

Ich habe mich sehr ü ber den Besuch 

einer Gruppe  aus Lünen im 

Deutschen Bundestag gefreut:  

Alt -Bürgermeister Hans Wilhelm 

Stodollick, Juso -Vorsitzender Daniel 

Wolski, der Le iter des Kulturbüros 

Lünen  Uwe Wortmann sowie 

Kreisdirektor Dr. Thomas Wilk mit seiner Ehefrau Corn elia Wilk.  Nach einem gemeinsam en 

Parlamentsrundgang wurden aktuell anstehende  Themen bei einem abschließenden 

Mittagessen besprochen.  

 

 

 

Bundesprogramm  ĂSprach- Kitas: Weil Sprache der Schl¿ssel zur Welt istñ 

 

Sprache ist die Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe, Integration und einen 

erfolgreichen  Bildungsverlauf. Wissenschaftliche Studien zeigen, dass sprachliche Bildung 

besonders  wirksam ist, wenn sie früh beginnt. Das Bundesfamilienministerium fördert 

deshalb mit dem  Bundesprogramm ĂSprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist" , 

die alltagsintegrierte  sprachliche Bildung als festen Bestandteil in der 

Kindertagesbetreuung.  

 

Weitere Schwerpunkte  sind die Zusamme narbeit mit Familien und die Umsetzung inklusiver 

Bildung. Von der  Förderung profitieren vor allem Kinder mit besonderem sprachlichen 

Förderbedarf, dazu  gehören auch Kinder mit Fluchterfahrung.  

Die  teilnehmenden Einrichtungen werden durch zusätzliche Fachk räfte, Sprachexpertinnen 

und  Sprachexperten, bei der alltagsintegrierten sprachlichen Bildungsarbeit unterstützt.  

 

 

 


